
   

editorial 
 

Ein gewiß politisch schwieriges Jahr 2023 neigt sich 

seinem Ende zu. Vor ein paar Wochen flackerte der 

Konflikt im Heiligen Land mit einer unglaublichen 
Brutalität wieder auf und auch im Ukrainekrieg gibt es 

keine Anzeichen einer Deeskalation. 

 

In der Bundesrepublik dagegen beherrschen der Streit 
um die Schuldenbremse, den gerade noch in den letzten 

Dezembertagen verabschiedeten Nachtraghaushalt so-

wie die anstehenden Kürzungen im nächsten Haushalt 

die Politik; dabei ist eines wieder sicher: Es wird wie-
der der deutsche Michel die Zeche zahlen. Er muß den 

Gürtel enger schnallen, aber der Ukraine werden alle 

finanziellen und materiellen Wünsche erfüllt. 

 
Wenn demnächst das Oberhaupt der katholischen Kir-

che seinen Friedensgruß „urbi et orbi“ (der Stadt und 

dem Erdkreis) verkündet, sollten Politiker weltweit in 

sich gehen und zum Wohle des Erdballs auf einen dau-
erhaften Frieden hinarbeiten. 

 

 

 
Vadim Derksen    Herbert Karl 
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Palästinahilfe: Entwicklungshilfe oder Schutzgeld? 

 

Ob der am 7. Oktober 2023 entfesselte neue Nahost-Konflikt als Gaza-Krieg in die Geschichtsannalen eingehen wird, ist noch 

nicht sicher. Auf jeden Fall hat er, in einer ganzen Reihe von immer wiederkehrenden Kriegen der Welt vorgeführt, wie explosiv 

die Lage im Heiligen Land ist. 

 

Die Dezember-Ausgabe des Cato widmet sich vorwiegend diesem erneut aufgeflackerten Konflikt: In einem lesenswerten Bei-

trag Der Pakt mit dem Terror geht der Journalist und Schriftsteller Chaim Noll – er unterrichtet auch an der Universität Be’er 

Scheva – auf die Verstrickungen der deutschen Politik in Palästina ein. Bemerkenswert ist schon der Untertitel seines Beitrags: 

„Für viele »Palästinenser« sind die deutschen Geldüberweisungen in Millionenhöhe Tribut- und Schutzgeldzahlungen. 

Aus ihrer Sicht ist Deutschland ein reiches, aber innerlich schwaches, konfuses und weitgehend wehrloses Land, reif zur 

Übernahme“ (Cato, Dez. 2023, S. 8) 

Irgendwie könnte man die Uhr zurückdrehen in die Zeit nach dem Westfälischen Frieden anno 1648; Samuel Pufendorf hat das 

Heilige Römische Reich (Deutscher Nation) ein paar Jahre später (1667) als ein „irregulare aliquod corpus et monstro simile“ – 

einen irregulären und einem Monstrum ähnlichen Körper – beschrieben und beweint. Es sei daran erinnert, daß der Kaiser, um 

Ruhe in seinem südöstlichen Hinterhof bemüht, sich nicht scheute, dem Osmanischen Reich Tribute zu entrichten. 

 

Noll geht darauf ein, daß die Bundesrepublik seit Jahrzehnten „dubiose Regime, Organisationen und Projekte im Nahen Osten 

mit Milliarden Steuergeldern,“ offiziell als »Entwicklungshilfe« getarnt, bezuschußt: 

„Zahlen, bei deren Anblick einem leicht schwindlig werden kann: 3,5 Milliarden Euro in einem einzigen Jahr (2020), wo-

von nach Syrien 780 Millionen, in die Türkei 375, in den Irak 350, nach Jordanien 345, in den Jemen 270, in den Libanon 

260 und in die Palästinensergebiete rund 200 Millionen“ (Cato, S. 9). 

Zu diesen Zahlungen kommen weitere Fonds, die diverse Organisationen (zumeist die NGOs) an Nah-Ost-Staaten für diverse 

undurchsichtige „Projekte“ ausschütten: 

„Die delirierende deutsche Zahlungsfreudigkeit ist eingebettet in eine ähnliche Kultur rauschhafter Generosität in der 

Europäischen Union. Auch hier ist Deutschland führend beteiligt: 25 Prozent des Aufkommens für »Entwicklungshilfe« 

im Mittleren Osten sollen aus Deutschland kommen, dabei ist Deutschland nur eines von 27 Mitgliedsländern, also 

betrüge sein  rechnerischer Anteil eigentlich nur 3,7 Prozent. Deutschland zahlt freiwillig mehr als das Sechsfache des-

sen, was es als Mitglied der EU zahlen müßte“ (Cato, S. 9). 

Unklar ist, in welchen Kanälen diese Summen versickern; keiner stellt Fragen nach dem Nutzen, und vor allem danach, ob ein 

Teil der Gelder auch bei den wirklich 

Bedürftigen ankommen. So flossen 

2021/22 insgesamt 340 Millionen an die 

Palästinensische Autonomiebehörde 

(PA) »für humanitäre Hilfe und Entwick-

lung«. Die deutschen Ministerien be-

haupten zwar, man würde diese Zuwen-

dungen kontrollieren: Konkrete Nach-

weise fehlen allerdings. Kämen nicht 

95% der hier benötigten Waren, Wasser 

und Treibstoff sowie Elektrizität aus 

Israel, würde das Westjordanland kolla-

bieren: Der Aufbau einer autonomen 

Infrastruktur ist der PA in annähernd 

dreißig Jahren nicht gelungen (Cato, S. 

10).  

Fortsetzung auf S. 3 

 

Aktualität 
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Fortsetzung von S. 2 

Die Krankenhäuser stammen vorwiegend noch aus der jordanischen Zeit; Schulunterricht findet zumeist in Baracken statt. 

Ein genannter Gewährsmann „schätzt, daß 70 Prozent der Entwicklungshilfe schlicht und einfach von den Funktionären der 

Abbas-Behörde veruntreut werden.“ Diese weigert sich beharrlich, Neuwahlen – die letzten Wahlen liegen 18 Jahre zurück – 

anzusetzen, und das, obwohl dies eine Bedingung für die Geldzahlungen ist (Cato, S 10, Rekurs auf: Tagesschau.de, 9. Okto-

ber 2023).  Israel wirft hingegen der EU vor, „»daß Fördergelder regelmäßig an die Familien von Terrorattentätern gehen. Die 

Rede ist von sogenannten ‚Märtyrerrenten‘ – Geld für die Hinterbliebenen von Terroristen, die Israelis getötet ha-

ben«“ (Cato, S. 10). 

 

Nicht viel unterschiedlicher stellt sich die Lage in Gaza dar: Hier laufen die Gelder (Spenden) über die United Nations Relief 

and Works Agency for Palestine Refugees in the Near East (UNRWA). Dieses 1949 gegründete Hilfswerk ist „eine singuläre 

Organisation der UN, die ausschließlich »Palästinenser« betreut, also betont kein internationales Anliegen verfolgt, wie es 

eigentlich Aufgabe der UN-Hilfswerke wäre.“ Es sollte den Flüchtlingen helfen, die im ersten Nah-Ost-Krieg 1948 ihre Heimat 

verloren haben. Die meisten der Palästinenser i.d.S. sind in der Zwischenzeit verstorben, jetzt bedient es deren Nachkom-

men: 

„Dies ist die erste Absurdität des Hilfswerkes: Die »Palästina-Flüchtlinge« wurden durch Pseudoflüchtlinge ersetzt, 

die immer noch Bedürftigkeit gelten machen, als wären sie gestern vertrieben worden. 

Der Flüchtlingsstatus wird künstlich verlängert, ja verewigt. Die UNRWA unterhält Einrichtungen in Jordanien, Syrien, 

Libanon, dem Gazastreifen und dem Westjordanland, denn dort leben auf ihrem Flüchtlingsstatus beharrende Palä-

stinenser“ (Cato, S. 10f.). 

Das Budget der UNRWA beträgt dieses Jahr 1,6 Milliarden US-Dollar, davon stemmt Deutschland 

„über 10 Prozent (»Germany ist the second largest donor to UNRWA with an overall contribution of more than EUR 

190 million in 2022«“ (Cato, S. 11, Rekurs auf: Deutsches Auswärtiges Amt, Pressemitteilung des Vertretungsbüros 

Ramallah, 28. Juli 2023). 

In der Ära Merkel stiegen die Zuwendungen drastisch an: 

„»Die jährlichen Zahlungen an das UN-Hilfswerk für Palästinaflüchtlinge (UNRWA) sind seit 2005 um über 2 600 Pro-

zent gestiegen« (Antwort der Bundesregierung auf eine Anfrage der Bundestagsabgeordneten Beatrix von Storch, 7. 

März 2018)“ (Cato, S. 11). 

Es kommt sogar noch schlimmer: 

„Staaten wie Jordanien, Syrien und der Libanon wurden dazu ermutigt, ihre »Palästina-Flüchtlinge« schlecht zu be-

handeln und weder sie noch ihre Nachkommen zu integrieren; sie campieren dort seit 75 Jahren in 

»Flüchtlingslagern«. Was insbesondere die Zahlungen an die UNRWA-Zentrale in Gaza betrifft, liegt die tatsächliche 

Kontrolle über die Vergabe der deutschen (und der sonstigen) Hilfsgelder bei der Hamas, die dort eine totalitäre Ter-

rorherrschaft errichtet hat“ (Cato, S. 11). 

Die deutschen Stellen können in dem Geflecht der Stammes- und Clannetzwerke keine Kontrollstrukturen aufbauen, denn 

selbst die Postenvergabe an Mitarbeiter vor Ort liegt im Ermessen der Hamas. Dieses System ist perfektioniert: 

„Das Täuschen des Geldgebers gehört zu ihrer Kultur, es wird in diesem Fall nicht mal als Täuschung (Taqiya) wahr-

genommen. Generosität meint in ihrer Tradition Geben ohne Bedingungen, oder Überprüfung. Der Geber gilt in die-

sem Geschäft als der schwächere Teil, als Gewinner die Geld eintreibende islamische Entität. Aus Sicht der Bewohner 

von Gaza ist es die Hamas, die das Geld beschafft hat und es verteilt“ (Cato, S. 12). 

Diese Machenschaften sind offensichtlich allen Beteiligten nicht unbekannt, darum stellt sich umso dringender die Frage: 

Warum zahlt Deutschland? Erst recht, wenn Staaten wie die Schweiz, die Niederlande, Belgien oder Neuseeland die Zahlung 

von Hilfsgelder an die UNRWA 2019 eingestellt haben? 

 

Handelt sich es bei den deutschen Zahlungen „noch um »Entwicklungshilfe« oder – zumindest aus der Sicht der 

»Palästinenser« – längst um Tribut- und Schutzgeldzahlungen?“ (Cato, S. 12). Oder sind wir im Stadium des einleitenden Un-

tertitels schon längst angelangt? 

 

Herbert Karl 
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Wir brauchen einen großen Aufschwung im Jahr 2024 und darüber hinaus! 
VON ALFRED DE ZAYAS 
 

 

Mit Optimismus begrüße 

ich die Veröffentlichung 

eines neuen Buches von 

Erwin Laszlo und David 

Lorimer, The Great Upshift

[1], einem Gemeinschafts-

werk von 35 internationale 

Wissenschaftler, mich ein-

geschlossen. Das Buch 

bietet nicht nur eine Dia-

gnose unserer aktuellen 

Governance-Probleme, 

sondern formuliert auch 

eine realistische Prognose, 

begleitet von konkreten, 

pragmatischen und um-

setzbaren Vorschlägen. 

 

Zweifellos ist die Welt im 

Wandel und die globale 

Mehrheit entfernt sich allmählich von der unipolaren Welt, die wir nach dem Ende des Kalten Krieges und dem Zusammen-

bruch der Sowjetunion kannten. Wir erleben eine wachsende Zurückhaltung vieler Länder in Lateinamerika, Afrika und Asien, 

der „Führung“ des „kollektiven Westens“ zu folgen, dessen Politik sich als kontraproduktiv und mit den legitimen Interessen des 

Westens unvereinbar erwiesen hat Mehrheit der UN-Mitgliedstaaten. 

 

Ein langsamer Prozess der Entdollarisierung[2] des internationalen Handels ist im Gange und wird zweifellos so lange andauern, 

wie die Vereinigten Staaten darauf bestehen, den Dollar zu einer Waffe zu machen und ihn als Druck- und Erpressungsinstru-

ment zu nutzen. Die langfristigen Folgen für den Wert des Dollars und für die Aussichten der US-Wirtschaft werden erheblich 

sein. 

 

Von Seneca kennen wir die Maxime calamitas virtutis occasio[3]. Eine Katastrophe, eine Katastrophe oder ein Großereignis ist 

eine gute Gelegenheit, seinen Mut unter Beweis zu stellen. Daher liegt es an uns, den Wandel herbeizuführen, den wir wollen, 

uns von alten imperialistischen und kolonialistischen Paradigmen zu lösen und eine neue multipolare Weltordnung anzuneh-

men, in der Multilateralismus und internationale Solidarität die Regel und nicht die Ausnahme sind. Das ist keine bloße Rheto-

rik, es ist unsere Pflicht, dafür zu sorgen, dass die Kriege in der Ukraine, in Palästina und anderswo durch diplomatische Ver-

handlungen enden und dass ein modus vivendi gegeben wird hergestellt, das nachhaltig sein wird. Ziel ist es, Gerechtigkeit für 

alle Parteien zu erreichen und nicht nach „Sieg“ und „Der Gewinner bekommt alles“ zu streben. Es gilt, den Teufelskreis von 

Gewalt und Gegengewalt zu durchbrechen. 

 

Eine bessere Welt ist möglich, wie wir aus dem Weltsozialforum, Porto Alegre, der Agenda 21, den ILO-, UNESCO- und WHO-

Konventionen, aus dem universellen Engagement für den Schutz der Umwelt und aus den zahlreichen Initiativen zwischenstaat-

licher und nichtstaatlicher Organisationen wissen wie das Genfer Internationale Friedensforschungsinstitut[4], um die Proble-

me von Frieden und Krieg, globaler Erwärmung und Pandemien anzugehen. 

 

Wir verfügen bereits über eine großzügige Weltverfassung in Form der UN-Charta, und es ist heute wichtiger denn je, dass wir 

uns wieder dem übergeordneten Prinzip des Friedens zwischen Nationen und Kulturen bekennen. Es liegt an uns, das Konzept 

eines „Kampfes der Kulturen“ abzulehnen und stattdessen das Konzept eines Bündnisses der Kulturen anzunehmen. Wir müs-

sen das Selbstbestimmungsrecht aller Völker bekräftigen, und nicht nur der „Völker“, die wahrscheinlich unsere Vasallen sind. 

Wir müssen eine Einmischung in die inneren Angelegenheiten anderer Nationen ablehnen. Wir müssen die Spiritualität der 

Allgemeinen Erklärung der Menschenrechte wiederentdecken, deren 75. Jahrestag wir am 10. Dezember feiern. 

Fortsetzung auf S. 5 

 

Foto von Nathaniel St. Clair 
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Fortsetzung von S. 4 

Hindernisse beim Hochschalten 

 

Gleichzeitig sollten wir nicht naiv sein. Wir alle müssen uns der erheblichen Hindernisse bewusst sein, die jeder Art von Veränderung 

im Weg stehen. Verwurzelte Wirtschaftsinteressen zeigen eine enorme Trägheit. Unternehmen und Finanzinstitute scheuen sich vor 

Abenteuern, die ihre Gewinne gefährden könnten. Unterdessen glaube ich nicht, dass der vom Weltwirtschaftsforum in Davos ange-

kündigte sogenannte „Great Reset“ einen Mehrwert bietet. Ich stimme eher mit Elon Musk überein, dass „das Weltwirtschaftsforum 

immer mehr zu einer nicht gewählten Weltregierung wird, die das Volk nie gefordert hat und die es auch nicht will.“ 

 

Im Gegensatz dazu fordert uns das Buch The Great Upshift dazu auf, unsere Prämissen radikal zu überdenken und zu einer neuen 

Synthese zu gelangen. An guten Ideen mangelt es nicht. Aus Erfahrung wissen wir jedoch, dass Fakten allein die Geschichte nicht ver-

ändern. Tatsächlich gibt es Tatsachen ohne Konsequenzen, Tatsachen, die als unbequem gelten und „annulliert“ werden, Tatsachen, 

die abgelehnt werden. Ebenso gibt es Bücher ohne Fortsetzung. 
Wir hätten gedacht, dass die vielen Bücher von Noam Chomsky Washington und Brüssel beeinflusst und die Führer davon überzeugt 

hätten, dass sie eine destruktive und oft kriminelle Politik verfolgten. Wir hätten gedacht, dass Stephen Kinzers Buch „Overthrow“ 

Washington von seiner Politik der Finanzierung sogenannter Farbrevolutionen und „Regimewechsel“ abgebracht hätte. Wir hätten 

erwartet, dass die brillante Analyse von John Mearsheimer in seinem Buch The Great Delusion[5] die Neokonservativen in Washing-

ton aus dem Geschäft getrieben hätte . Die bahnbrechende Schock-Doktrin[6] von Naomi Klein und das Tagebuch von an Economic 

Hit Man von John Perkins zeigte uns, wie finanzieller und wirtschaftlicher Terror funktioniert, und doch funktionieren die Institutio-

nen weiter wie zuvor. Wir hätten gehofft, dass Jeffrey Sachs Der Preis der Zivilisation[7] und „Das Ende der Armut“ dies getan hätte 

hat uns einer gerechten Weltordnung näher gebracht. Wenn vielleicht genug Leute Jimmy Carters Palestine Peace – Not Apartheid[8] 

und Norman Finkelsteins Buch gelesen hätten[8]a>[9] hätte eine konstruktive Vereinbarung zwischen den Israelis und den Palästi-

nensern getroffen werden können. GAZA 

 

Die vielen Bücher von Professor Richard Falk, Francis Boyle, William Bloom und Norman Solomon haben uns hervorragende Pläne für 

die Zukunft gegeben. Auch mein Kollege UN-Berichterstatter Professor Nils Melzer veröffentlichte 2022 das Buch The Trial of Julian 

Assange[10], das enthüllte die Kaperung der Justizverwaltung in den USA, Großbritannien, Schweden und Ecuador für „Lawfare“-

Zwecke und die Zerstörung der „Rechtsstaatlichkeit“ – weitaus schlimmer als die Dreyfus-Affäre von 1898. In der Tat würde ich gerne 

Professor Melzer anrufen der Emile Zola des 21. Jahrhunderts – aber die Mainstream-Medien ignorierten Melzer und das Buch sowie 

die Forderung nach einer Charta der Rechte von Whistleblowern. 

 

Man hätte gehofft und gebetet, dass Wilfried Owens Anthem for Doomed Youth, Siegfried Sassoons Gedichte, Erich Maria Re-

marques Roman Im Westen nichts neues. Front hätte unsere Sucht nach Krieg gedämpft, die Warnungen von George Orwell und Al-

dous Huxley, Wikileaks und Edward Snowden[11] Enthüllungen hätten unseren Abstieg in den Totalitarismus verhindert. 

 

Leider will das militärisch-industrielle, finanzielle, mediale und digitale Establishment keine der Vorschläge umsetzen, die die Welt 

braucht. Anstatt die Forschungen und Vorschläge von Denkern wie Richard Falk und Jeffrey Sachs zu würdigen, erfreuten sich die 

Mainstream-Medien an der simplen und völlig unrealistischen Vision von Francis Fukuyamas Trash-Buch Das Ende der Geschichte

[12], ein Bestseller der New York Times, von WaPo als „großartig“ und „Wahrzeichen“ gefeiert. 

Anmerkungen 

[1] Light on Light Press, 2023. 

https://ervinlaszlobooks.com/product/the-great-upshift 

https://www.amazon.com/Great-Upshift-Humanitys-Advance-Harmony-ebook /dp/B0CLZ1Q31Z 

[2] https://www.jpmorgan.com/insights/global-research/currencies/de-dollarization 

https://www.aljazeera.com/features/2023/8/24/can-brics-dethrone-the-us-dollar-itll-be-an-uphill-climb-experts-say 

[3]De Providentia 4, 6 

[4] www.gipri.ch 

[5] Yale University Press, 2018. 

[6] Knopf, Kanada 2007. 

[7] Random House, 2011. 

[8] Simon & Schuster, 2006. 

[9] University of California Press, 2018. 

[10] Verso-Bücher, New York, 2022. 

[11] Edward Snowden, Permanent Record, New York 2019, ISBN 9781529035650. 

[12] Free Press, New York, 1992.  

Der komplette Beitrag ist abrufbar unter: https://www.counterpunch.org/2023/12/08/we-need-a-great-upshift-in-2024-and-beyond/  
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Europäische Kulturhauptstadt 2023: 

Temeswar, die Stadt der verhüllten Gebäude 

 

In der Januar-Ausgabe berichtete der Kurier über 

die Erwartungen und Pläne Temeswars, der Haupt-

stadt des Banats, an das aufregende Jahr 2023 als 

europäische Kulturhauptstadt. Es wäre sicherlich 

vermessen, von außen am Ende des Jahres eine 

Bilanz zu ziehen: Dafür kennt man nicht die Höhe 

der sicherlich nicht unerheblichen EU-

Zuwendungen aller Art. Entsprechend können hier 

nur einige Kritikpunkte gebracht werden. 

 

Was sicherlich jedem Besucher Temeswars – sei es 

ein alter Temeswarer, ein Banater oder ein unbedarfter Tourist – auf den ersten Blick auffällt, ist, daß viele markante und 

durchaus historische Gebäude mit einem Fassadendruck aus Stoff verhüllt wurden. Wenn das einzelne Baustellen (rum.: şantier 

în lucru) wären, könnte man dies noch durchgehen lassen, aber daß dies gerade im Zentrum, auf dem Corso, der alten Temes-

warer Flaniermeile zwischen der orthodoxen Kathedrale und dem aus den Zeiten der sogenannten Revolution bekannten 

Opernplatz, geschah, ist gelinde gesagt peinlich. 

 

Daß letzterer, und nicht nur dieser markante Platz, zugepflastert wurde, liegt offensichtlich im europaweiten Trend einer vor-

bildlichen Stadtsanierung: Kein Wunder, daß dann die Temperaturen in Großstädten um eins bis drei Grad Celsius im Durch-

schnitt höher liegen als früher, gut so, denn dadurch werden die Statistiken der Klimawandler endlich stimmig. 

 

Das Verhängen von baufälliger Gebäuden scheint in Rumänien schon Schule gemacht zu haben; auch im siebenbürgischen 

Schäßburg und in Neumarkt an der Mieresch griff man in die gleiche Trickkiste. 

 

Als Zweites fällt dem Besucher auf, daß in den durchaus mit viel Liebe zum Detail renovierten Häuserzeilen, eins oder mehrere 

Bauruinen, dann zumeist unverhüllt, das allgemeine Bild stören. Dieses wird auch durch Schlaglöcher in den Straßen mit Stra-

ßenbahnverkehr (insbesondere der 6-Linie zwischen dem Maria-Platz und dem ehemaligen Lahovariplatz sowie die Linien zwi-

schen dem Fabrikler-Bahnhof und dem Traian-Platz) verschandelt. 

 

Offensichtlich wurde der Kern der Inneren Stadt – vom Domplatz (heute: Platz der Vereinigung) über den Freiheitsplatz zum 

schon erwähnten Opernplatz – durchaus saniert, aber diese Vorzeigemeile erinnert an Potjomkinsche Dörfer, denn wenn man 

nur hundert Meter in welche Richtung auch immer läuft, ist von einer allgemeinen Sanierung wenig zu sehen. 

 

Ausländische Besucher, so auch dem deutschen Bundespräsidenten Steinmeier letzten Sommer wurden in dem Quarre herum-

geführt, ihnen u. a. die sanierte Synagoge der Inneren Stadt gezeigt, daß aber die Synagoge im Stadtviertel Fabrik seit Jahrzehn-

ten verfällt, wird wohlweislich verschwiegen. Ähnlich sieht es auch mit einigen römisch-katholischen Kirchen, wie der als Pfarr-

kirche bekannten in der Josefstadt aus, die sich in einem recht maroden Zustand präsentiert. Hat man das Nikolaus-Lenau-

Lyzeum in der Nähe des Domplatzes aufwendig saniert, ist der Klosterkomplex – mit dem ehemaligen 10-Lyzeum mit ehemali-

ger deutscher Unterrichtssprache – sowie die benachbarte Entbindungsstation (rum. maternitate) akute Renovierungsfälle. 

 

Das sehenswerte Museum im zentral gelegenen und markanten Hunyadi-Kastell, das auch teilweises verhüllt ist, mit seinen 

wertvollen archäologischen Funden aus dem Altertum und der Römerzeit, ist seit nunmehr sieben Jahren in Renovierung und 

Umstrukturierung: Vermutlich geben nicht alle hier früher gezeigten Fundstücke die großrumänische Sichtweise politisch kor-

rekt wieder. So wie man vor einigen Jahren den gegenüberliegende Platz 

einfach geschichtsklitternd als die 700jährige Erwähnung der Stadtgrün-

dung Temeswars als „700-Jahre-Platz“ aus der Taufe hob: Die erste 

nachweisliche Nennung Temeswars ist wesentlich älter. 

 

Die heißen Temeswarer Sommermonate und die angenehmen Abend-

temperaturen entschädigen den Besucher dann doch noch ein wenig.  

 

Bild oben:  Der „Corso“; Bild rechts: Der Sitz der „Großrumänischen Par-

tei“, Nähe Domplatz  

 

Fortsetzung folgt 

Herbert Karl 
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Historische Presseschau 

 
Europäische Völkerwanderung 
 
Die FURCHE: 18. Jänner 1945 
 
von Delius 
 
Jedem Kulturmenschen ist zu-
mindest aus dem Schulunterricht 
der Begriff der Völkerwande-
rung, die großen Züge in den 
Jahrhunderten, in denen das römische Weltreich zusammenbrach, bekannt. Wie wenige aber bedenken, daß die Millionen 
Menschen, die unser Jahrhundert, und vor allem der letzte große Krieg, zum Verlassen ihrer Heime zwang, eine neue Völker-
wanderung hervorriefen, die zwar der Zeit nach einen kürzeren Umschichtungsprozeß bedeutet — wenn er auch noch nicht 
beendet sein dürfte —, der Zahl der bewegten Menschen nach jedoch unendlich größer ist. Fast ein Viertel aller Europäer dürf-
ten im Laufe des ersten und zweiten Weltkrieges ihre Wohnstätten verlassen, Distanzen von mehreren hundert Kilometern 
durchschritten haben, und nur zum Teil konnten sie oder werden sie wieder zurückkehren. Die Luftgefahr, die wechselnden 
Fronten, die dauernd ich ändernden Grenzen und letzten Endes die großen Umsiedlungen, haben dies bewirkt. Vergessen wird 
auch fast immer, daß die Transportmittel der ziehenden Volksstämme von einst und diejenigen, deren sich die heute Wandern-
den bedienen, gar nicht so sehr verschieden sind, wie es die eineinhalb Tausende der seither verflossenen Jahre vermuten las-
sen könnten. Zu Fuß und in Trecks sind Hunderttausende, ja Millionen Menschen seit Jahren über unseren Kontinent gezogen 
und streben auch heute kaum anders ihrer Heimat zu. 
 
Es ist noch nicht möglich, über die Bevölkerungsverschiebungen, die durch die Veränderungen der Fronten oder die Luftgefahr, 
übrigens meist nur für relativ kürzere Zeiten, entstanden sind, selbst nur umrißartig zu berichten. Gegenstand dieser Studie 
sollen vor allem die Umsiedlungen sein, das heißt jene organisierten Ortsveränderungen solcher Bevölkerungsmassen, denen 
man wenigstens das Prädikat „Volksstamm“ einräumen kann. E gilt dies für die Balten-, wie auch für die Bessarabiendeutschen, 
wie auch für die in der Türkei ansässig gewesenen Griechen oder etwa die Ingermanländer südlich Leningrad. Unsere Darstel-
lung der Umsiedlungen soll sich nur auf die Bevölkerungsverschiebungen nach dem ersten Weltkrieg erstrecken. 
 
Schon im Mittelalter haben fremde Fürsten deutsche Einwanderer ins Land gerufen, während in späteren Jahrhunderten die 
Deutschen, der Enge ihrer landesherrlichen Verwaltung entweichend, meist nach Übersee auswanderten. Im Osten war so ein 
großes Mischgebiet mit verschiedenen, kaum geschlossenen deutschsprachigen Nationalitätensplittern und Streusiedlungen 
entstanden. 
 
1919 hatten sich auf dem Gebiet der russischen Ostseeprovinzen die selbständigen Staaten Estland, Lettland und Litauen gebil-
det, deren Regierungen den deutschen Großgrundbesitz enteigneten und damit der deutschen Minderheit die Grundlage ihrer 
beherrschenden Positionen nahmen. Es war ein Glück für diese enteigneten Balten, daß des demokratische Deutschland sie 
nicht „umgesiedelt“ hat, also nicht eh bloc in ein fremdes Milieu überführte, sondern nach und nach in die deutsche Republik 
als Zuwanderer aufnahm. Dieser Wanderungsprozeß erstreckte sich so über Jahre und umfaßte etwa hunderttausend Balten. 
Ein Teil der 1907 bis 1913 von kurländischen Großgrundbesitzern angesiedelten tausend wolhynischen Familien verließ eben-
falls wieder das Land. Da es sich im großen und ganzen bei diesen Hunderttausend weniger um Bauern, als vielmehr um Ange-
hörige gebildeter Berufsstände handelte, war die Einschmelzung keine zu schwierige. 
 
Die bäuerlichen Gruppen, die vor allem unter Kaiser Josef II. in Ostgalizien, im Cholmer Land und in Wolhynien Neuland erwar-
ben, hatten starke Bevölkerungsverluste durch den Weltkrieg, Umsiedlungen nach Sibirien und Enteignungsmaßnahmen erlit-
ten. Tausende Wolhynier waren auch nach Kanada ausgewandert. Der Minderheitensplitter im N a r e w g e b i e t ist so gut 
wie untergegangen. Die fast hunderttausend Bessarabiendeutschen, aus Kongreß-Polen 1815 zuwandernd, konnten sich im 
großen und ganzen behaupten, soweit sie nicht auch nach Übersee auswanderten. 
 
Diese, wie letzten Endes alle Wanderungen der Nationalitäten, waren von wirtschaftlicher Not, oft auch von kriegerischen Er-
eignissen diktiert. 
 
Wenn eine Bevölkerungsgruppe irgendwo im fremde Land einmal hatte Fuß fassen können, verharrte sie fast leidenschaftlicher 
auf dem errungenen Grund und Boden als die Angehörigen des Staatsvolkes selbst. Darum konnte eigentlich nur Zwang die 
Menschen wieder entwurzeln, die auf fremder Erde eine oft schon seit Jahrhunderten bestehende neue Heimat gefunden hat-
ten. 
 
Fortsetzung auf S. 8 
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Fortsetzung von S. 7 

 
Es mag vorteilhaft sein, bei der nüchternen Untersuchung dieser Vorgänge den Blick von den Erscheinungen der letzten Jahre 
abzuwenden. Die große Schuld der Politik des Dritten Reiches, und hier wieder vor allem der SS., die ja das Ausführungsorgan 
der Umsiedlungen Deutscher und Nichtdeutscher, meist auch der Veranlasser derselben gewesen ist, verbittert begreiflicher-
weise den Beschauer und ermöglicht kaum eine unbeeinflußte und distanzierte Beurteilung. 
 
Dagegen liegt der Bevölkerungsaustausch der Griechen und Türken schon weit zurück und hat in unserer Heimat keine Folgen 
gezeitigt, so daß an Hand dieses Vorganges das Wesen großer Bevölkerungsverschiebungen gut untersucht werden kann. 
 
Bei Umsiedlungen gibt es solche einseitiger Natur, bei denen ein Staat eine Bevölkerungsgruppe zurückzieht oder eine Nationa-
lität zur Abwanderung zwingt, und zweiseitige, welche den Austausch von Nationalitäten zur Folge haben. Es ist selbstverständ-
lich, daß bei einem solchen Austausch meist eine größere, materiell oft bessergestellte Gruppe von Menschen ihre Heimat ver-
läßt, um neue Wohnsitze zu beziehen, die ihr von einer kleineren freigemacht worden sind. Infolge der verschiedenen Wirt-
schaftsverhältnisse ist auch der Druck, der auf die einzelnen Nationalitäten ausgeübt wird, verschieden. 
 
Oft bedeutet eine solche Umsiedlung nichts anderes als die gesetzliche Sanktionierung eines wenigstens auf einer Seite schon 
bestehenden Zustandes, das heißt, Geflüchtete werden als Umgesiedelte behandelt. 
 
Die Tragödie der Kleinasien-Griechen 1923 haben in der Schweiz, am Ufer des Genfer Sees in Ouchy bei Lausanne, die Vertreter 
Griechenlands und der Türkei unter dem Vorsitz Lord Curzons den Austausch der in der Türkei lebenden Griechen und der in 
Griechenland lebenden Türken (außer denen des westlichen Thraziens) beschlossen. Die meisten Griechen Kleinasiens waren 
damals bereits als Flüchtlinge in Griechenland. Sie hatten das Land verlassen, nachdem in Smyrna die griechischen Viertel zer-
stört und die griechische Armee in Kleinasien besiegt worden war. Schon um diese Millionen demoralisierter und einkommens-
loser Menschen zu befriedigen, brauchte man die Ländereien in Mazedonien und im Epirus, [die vorher] hunderttausend Tür-
ken gehörten. 
 
Es ist Interessant und typisch für die Mentalität der Umsiedler, daß noch viele Jahre nach Abschluß des Bevölkerungsaustau-
sches die Griechen von einer Rückkehr nach Kleinasien träumten. Erst in der Periode der langen Freundschaft mit der Türkei, 
wohl aber auch in den harten Jahren der Okkupation Griechenlands, haben die kleinasiatischen Griechen den Prozeß der voll-
kommenen Einschmelzung beendet. 
 
Etwas später wurde ein neuer Bevölkerungsaustausch zwischen Griechenland und Bulgarien vollzogen. Einiger Zwang war hier 
wohl nicht vermeidbar, besonders um die Bulgaren Mazedoniens und Thraziens in die Länder nördlich der Rhodopen zu brin-
gen, doch trotz Einsatzes verschiedener Machtmittel ist ein großer Teil zurückgeblieben. Gerade dieser Bevölkerungsaustausch 
bewies schlagend, daß eine Umsiedlung nie auf der Grundlage der Freiwilligkeit vollzogen wird. 
 
Das Dritte Reich hat diese Tatsache gekannt und durch Propaganda in jenen Gebieten lang vorgearbeitet, die von deutschen 
Volksgruppen bewohnt waren, deren Umsiedlung bereits seit langem erwogen wurde. 
 
Wanderungen der Juden 
 
Die Juden sind als Weltminderheit zweifellos ein besonderer Typus. Sie waren ursprünglich weniger als nationale Minderheit, 
denn als religiöse zu betrachten. Als nationale Minderheit könnten sie eigentlich erat seit dem Entstehen des zionistischen, 
beziehungsweise des revisionistischen Einflusses bezeichnet werden. In einer gewissen Wanderungsbewegung befanden sie 
sich schon deshalb, weil es in manchen Staaten, vor allem im Osten Zentraleuropas von Zeit zu Zeit zu Verfolgungen und Druck 
gegen die Judengemeinden kam. Die Sowjetunion löste das Judenproblem nicht nur durch eine großzügige Minderheitenpoli-
tik, sondern auch durch die Schaffung eines jüdischen Gemeinwesens mit autonomer Verfassung im Fernen Osten. Die Balfour-
Deklaration gab den Juden, die vordem nach Westeuropa und den Vereinigten Staaten strömten, schließlich als festes Ziel ein 
nationales Heim in Palästina. 
 
Durch Jahrzehnte wanderte das Judentum stetig dorthin ab. 
Die Maßnahmen des Dritten Reiches, besonders in den Jahren des zweiten Weltkrieges, waren gegen die Juden von solcher 
Grausamkeit diktiert, daß hier nicht von einer Wanderung oder Umsiedlung, sondern nur von einer systematischen Vernich-
tung die Rede sein kann. Es ist nicht Aufgabe, sich hier mit dieser Frage zu beschäftigen; festgestellt sei jedoch, daß sich das 
ethnische und religiöse Bild großer europäischer Landstriche weitgehend verändert hat und daß die Zahl der auf diese oder 
jene Weise vernichteten Juden mehrere Millionen betragen haben muß. Aber dies alles fällt schon in die Zeit des zweiten Welt-
krieges.  
 
Quelle:  https://www.furche.at/feuilleton/geschichte/europaeische-voelkerwanderung-6532439 
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Das deutsch-französische Verhältnis: Nur ein Formelkompromiß? 

 

Über die deutsch-französischen Beziehungen gibt es zwischenzeitlich umfangrei-

che Literatur – Meterware in Bibliotheken und Archiven –, und offensichtlich ist 

dennoch nicht alles gesagt und geschrieben worden: Eine nüchterne Analyse 

unternimmt Fregattenkapitän a. D. Herbert Ploetz unter der Überschrift 

Deutschland, Frankreich – wahre Freunde? in der Dezember-Ausgabe des Cato. 

 

Einleitend versucht er das jahrzehntealte Verhältnis der beiden wichtigsten Pro-

tagonisten des europäischen Einigungsexperiments zu ordnen: 

„Erfahrungen aus mehr als einem halben Jahrhundert bieten hinrei-

chend Stoff. Wie formuliert man aber, ohne Konflikte zu steigern? Diese 

Dauerfrage im Umgang mit Frankreich wurde durch die Schocknach-

richt verdrängt, die deutsche Außenpolitik wolle Goethe-Institute auch 

in Frankreich schließen [ . . . ]. Wie steht es also um die Beziehungen 

zwischen Deutschland und Frankreich?“ (Cato, S. 22). 

Der „bestimmende Begriff »Freunde« hat seinen Ursprung in dem von den Medien seit Jahrzehnten bemühten Begriff vom 

»deutsch-französischen Friedensvertrag«.“ Hier kratzt aber der Marineoffizier etwas Fassade ab: „Der »Vertrag über die 

deutsch-französische Zusammenarbeit«, nach dem Ort seiner Unterzeichnung kurz »Élisée-Vertrag genannt“, ist nicht das Re-

sultat gewiefter Völkerrechtler und listiger Diplomaten, sondern das Werk zweier Machtmenschen jenseits und diesseits des 

Rheins, General Charles de Gaulle und Konrad Adenauer: Der Vertrag 

„beruht auf den Unterlagen, die General de Gaulle 1963 für das Treffen mit Bundeskanzler Adenauer vorbereitet hatte. 

Man liest also kurzgefaßte Schritte für die künftige Zusammenarbeit. Das ist der eigentliche Schlüsselbegriff für die 

gemeinsamen Absichten. Oft genug ist klug hervorgehoben worden, daß Staaten keine Freundschaften pflegen, son-

dern ihre Interessen vertreten“ (Cato, S. 22). 

Auf das Warum „der Alte“ (Adenauer) sich diesem „Vertrag“ so schnell unterwarf, geht Ploetz nicht ein. Es war aber sicherlich 

auch eine politische Geste, ein Zeichen beider Realpolitiker, um sich zumindest medial wirksam aus der anglo-amerikanischen 

Umarmung zu lösen . . . 

 

In der Substanz hat der Élisée-Vertrag – dieses Jahr mit überschwenglichen Sonntagsreden bedacht – unterhalb der Regie-

rungsebenen wenig gebracht. Etwas realitätsnaher Präsident Emanuel Macron am 25. Januar 2022 in Berlin: 

„»Wir sind nicht gleich, wir waren es aber auch nie.« Frankreich hat andere innere Strukturen und geopolitische Inter-

essen. Deutscherseits werden die entscheidenden Unterschiede der politischen Systeme beider Staaten nur selten 

scharf herausgearbeitet. Frankreich, durch seine Bündnispartner in den Kreis der Sieger des Zeiten Weltkriegs aufge-

nommen, ist ständiges Mitglied des Sicherheitsrates der Vereinten Nationen“ (Cato, S. 22). 

Auf das zwiespältige Verhältnis der beiden Staatsmänner, François Mitterand und Helmut Kohl im Vereinigungspoker kann hier 

nicht tiefer eingegangen werden. Aber hier noch etwas zur unterschiedlichen staatsmännischen Praxis französischer Präsiden-

ten: 

„Mitterand hatte seine ganz eigene Methoden. Neben der Diplomatie und ihren Konferenzen war es »Mitterands Pra-

xis, mehrere Personen über das gleiche Thema arbeiten zu lassen«. So beschrieb es Hélène Miard-Delacroix 1999 in den 

Viertel jahresheften  für Zei tgesch ichte. Und Frederike Schotters gab 2019 ihrem Buch Frankreich  und das 

Ende des Ka l ten Krieges den Untertitel »Gefühlsstrategien der équipe Mitterand 1981 – 1990«. Das Jahr 1984 

markiert den Beginn aktiven Handelns des Präsidenten gegenüber Deutschland, das Bild vom Treffen bei Verdun erin-

nert daran“ (Cato, S. 23). 

Fortsetzung auf S. 10 

Deutsche Minderheiten 
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Fortsetzung von S. 9 

Herbert Ploetz weiter: 

„Mitterands Blick auf Deutschland 

wurde von überragendem Wissen 

und darauf gestützter Klugheit 

geschärft. Diese Klugheit befähigte 

ihn, Gegensätze zu überprüfen. Er 

stellte auf direktem Wege Fragen, 

die auf deutscher Seite gar nicht 

verstanden wurden. Er war in der 

Lage, sich zu korrigieren, und kam 

zu neuen Erkenntnissen“ (Cato, S. 

24). 

 

Auch wir hatten kürzlich auf die Schließung 

diverser Goethe-Institute verwiesen; Ploetz: 

„Angesichts der vielfältigen Krisen die deutsche Präsenz im Ausland zu vernichten ist eine Handlung, die rechtliche 

Würdigung verdient, weil sie deutschen Interessen schadet. Während wir an die Zukunft denken, dürfen wir nicht ver-

gessen: In Frankreich gibt es eine Präsenz aus drei Kriegen. Eine Million deutscher Gefallener liegen in auf ewig zerstör-

ten Landstrichen“ (Cato, S. 25). 

Hier greift der Autor viel zu kurz: Es sei bloß an die Teilung des fränkischen Reiches und an den tausendjährige Kampf um Hege-

monie am Rhein erinnert, der seinen Höhepunkt im Dreißigjährigen Krieg sowie dem Pfälzer Erbfolgekrieg erreichte, in deren 

Folge die Pfalz und die Rheinlande nicht mehr ihre Bevölkerung ernähren konnte und eine der größten Auswanderungswellen 

in die Weiten Rußlands, in die Schwäbische Türkei sowie in die Vereinigten Staaten ausgelöst wurde. 

 

In einem kurzen Artikel kann sicherlich nicht auf die ganze deutsch-französische Problematik eingegangen werden; hier muß 

zwangsläufig der sich implizierende jahrhundertealte Geschichtsüberblick darunter leiden. Hier zeigt sich aber ein Grundpro-

blem bundesdeutscher Bildung, die durch die neuesten Pisa-Studien bestätigt werden: Historisches und politisches Denken 

muß immer wieder geübt werden; hier sind uns die traditions- und geschichtsbewußten Franzosen haushoch überlegen. 

 

Zurück zur Gegenwart; Ploetz weiter: 

„Das Handelsblatt  vom 11. Oktober 2023 titelte: »Deutschland und Frankreich nähern sich an«. Sechzig Jahre Annä-

herung! Da denke ich an Himmelskörper, die sich annähern und dennoch Lichtjahre  entfernt bleiben. Die FAZ vom 19. 

Oktober spricht von einer »enormen Stärkung der deutsch-französischen Zusammenarbeit« durch »ein neues bilatera-

les Freundschaftsabkommen«. Gemeint ist der Vertrag von Aachen aus dem Jahre 2019. Daran kann ich nicht glauben. 

Frankreich hat seine Strukturen und Interessen, die es mit eigenen Methoden verfolgt“ (Cato, S. 25). 

Als Remedium sieht Ploetz: „hellwach mit nüchterner Sorgfalt den Nachbarn beobachten, vielfältige enge Verbindungen pfle-

gen und Vertrauen schaffen, um die eigenen Interessen einzubringen“ (Cato, S. 25.) 

 

Das kritische Fazit Herbert Ploetz‘: 

„Deutschland und Frankreich sind Nachbarn mit sehr unterschiedlichen Wurzeln, die sich um enge politische Zusam-

menarbeit bemühen. Und da bleibt zum Schluß noch die Frage an die Kulturnation Frankreich, warum sie die Europäi-

sche Charta der Regional- oder Minderheitensprachen des Europarates von 1992 zwar unterschrieben aber nicht ratifi-

ziert hat“ (Cato, S. 25). 

Diese Bringschuld besteht insbesondere gegenüber der elsässischen und lothringischen Minderheit in Frankreich selbst. 

 

Bild: Frankreich hat es geschafft, daß das EU-Parlament in Straßburg seinen Sitz nahm (Aufnahme Dezember 2023) 

 

Herbert Karl 
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Buchempfehlung 

 
GEGEN MAINSTREAM-NARRATIVEN: Fake-News, Fake-Law, Fake-Freedom 
 
Alfred de Zayas 
JETZT DIREKT BEI CLARITY PRESS ERHÄLTLICH 
$16,00–$24,95 

 
„In dieser Essaysammlung geht Professor Alfred de Zayas, ehemaliger unabhängiger UN-Experte für internationale Ordnung, 
auf die Mainstream-Desinformation, Fake-News, Zensur und Selbstzensur ein. Indem er die Bedeutung des Zugangs zu Infor-
mationen und zu einem wirklich pluralistischen Meinungsspektrum als unverzichtbar für jede funktionierende Demokratie 
betont, bietet de Zayas eine aufschlußreiche Gegenerzählung, die Licht auf die zentralen Probleme wirft, mit denen die 
Menschheit heute konfrontiert ist. 
 
„Alfred de Zayas ist eine wertvolle Ressource der Menschheit, wie in dieser wunderbar klaren Sammlung von Essays über die 
Nöte unserer Zeit gezeigt wird. Mit der Weisheit eines Sehers und dem Wissen eines Weltklasse-Juristen ist de Zayas in die-
ser prekären Zeit gefährlicher kriegstreibender Unwahrheiten eine maßgebliche Stimme der Vernunft und Gerechtigkeit. 
Weinen Sie nicht, lesen Sie nicht und handeln Sie dann.“ 
RICHARD FALK, ehemaliger UN-Sonderberichterstatter und emeritierter Professor, Princeton University 
 
„Die Hässlichkeit offizieller Lügen und die Unterdrückung der Wahrheit stellen in unserer Zeit eine ernsthafte Bedrohung für 
die Möglichkeit einer demokratischen Gesellschaft dar.“ Das Buch von Alfred de Zayas ist eine Mahnwache für eine Gesell-
schaft, in der Pressefreiheit mehr bedeutet als die Freiheit, die Presse zu kaufen und hemmungslos zu lügen.“ VIJAY PRAS-
HAD, Professor für Internationale Studien, Trinity College, Geschäftsführer des Tricontinental Institute for Social Research 
 
„Dieses Buch ist ein Muss für jeden, der eine sozial gerechte Welt schaffen möchte, die auf einer ganzheitlichen Vision der 
gegenseitigen Abhängigkeit und Unteilbarkeit der Menschenrechte basiert. Es ist wirklich eine Glanzleistung.“ DR. JOSEPH 
WRONKA, Vertreter bei den Vereinten Nationen in New York, International Association of Schools of Social Work 
 
“Ein Buch, das jeder Friedens- und Menschenrechtsaktivist braucht. Der unerschrockene de Zayas beschreitet neue Wege, 
zeigt, warum ehrliche Medien für eine demokratische Regierungsführung unerlässlich sind und zeigt, wie unverzichtbar aka-
demische Freiheit und Mut für jede Demokratie sind.“ FREDRIK S. HEFFERMEHL, norwegischer Jurist, ehemaliger Vizepräsi-
dent des International Peace Bureau (IPB), Gründungsmitglied der Lay Down Your Arms Association 
 
“Alfred de Zayas befähigt die Leser, die Mainstream-Medien „weise wie Schlangen“ (Jesus Christus, Matthäus 10:16) zu kon-
sumieren und Fake News, Fake Law und Fake zu durchschauen Freiheit. Dieses makellos dokumentierte Buch ist zugleich 
informativ, philosophisch, prägnant, klug und amüsant.“ PROF. HARRO VON SENGER, Ph.D., D.J., Schweizer Jurist 
 
„Ein ehrliches Buch, das im Umgang mit Diplomatie, Frieden und Krieg an die Vernunft appelliert.“ Gelehrt und endlos zitier-
fähig, ja sogar aphoristisch, setzt sich dieses Buch für die akademische Freiheit und das Recht ein, Informationen zu suchen 
und weiterzugeben.“ PROF. DR. ALEXANDRE LAMBERT, Genf, Experte für multilaterale Organisationen und internationale 
Sicherheit 
 
Angesichts der verblüffenden und schrillen Einheitlichkeit der globalen westlichen Mainstream-Botschaften ist die Öffent-
lichkeit immer mißtrauischer gegenüber den MSM-Narrativen geworden – und das aus gutem Grund. Maßgebliche Quellen 
haben damit begonnen, diese verkündeten Wahrheiten zurückzudrängen und überzeugende Infragestellungen zu stellen – 
und im Gegenzug gehen die digitalen Torwächter zunehmend hart gegen das vor, was sie als unwillkommene alternative 
Ansichten ansehen – unabhängig von der Statur der Personen, die sie vertreten. 
 
 
Diese Aufsatzsammlung deckt ein breites Themenspektrum ab, darunter 
 
• die Notwendigkeit, den Menschenrechtsapparat zu überarbeiten, 

Fortsetzung auf S. 12 
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Fortsetzung von S. 11 

• die Waffe der Menschenrechte gegen geopolitische Rivalen, 

 

• die Instrumentalisierung des nationalen und internationalen Rechts 

zum Zwecke der „Lawfare“ 

 

• Initiativen für den Weltfrieden, 

 

• Abrüstung für Entwicklung, 

 

• die nachhaltigen Entwicklungsziele, 

 

• der Informationskrieg, was und wem man glauben soll, 

 

• die demokratische Funktion von Whistleblowern, 

 

• die Verfolgung von Menschenrechtsverteidigern wie Julian Assange 

und Edward Snowden, 

 

• die zerstörerische Rolle des militärisch-industriellen Finanzkomplexes, 

 

• die Erhebung der NATO zum Kultstatus, so daß wir ihre Narrative als Glaubenssache glauben müssen, 

 

• die Dämonisierung Rußlands und Chinas und die Folgen der Aufstachelung zum Haß in eskalierenden Spannungen welt-

weit 

 

• die Olympischen Spiele in Peking 

 

• die unbewiesenen Vorwürfe des „Völkermords“ in Xinjiang und nicht zuletzt 

 

• der Krieg in der Ukraine. 

 

Die Aufsätze befassen sich auch mit moralischen, rechtlichen und philosophischen Fragen zu Recht und Gerechtigkeit, Recht 

und Strafe sowie der Herrschaft internationaler Tribunale. 

 

Basierend auf den jüngsten Beiträgen von de Zayas für das angesehene Online-Nachrichtenmagazin Counterpunch bietet 

Countering Mainstream Narratives einen außergewöhnlichen Leitfaden zur Entlarvung der Fälschung – das verschlingt uns. 

 

De Zayas‘ Essays und Leitartikel wurden auch im Guardian, The Independent, Inter Press, Truthout, Counterpunch, veröffent-

licht, sowie in der Tribune de Genève, Le Courrier, die Welt, die Frankfurter Allgemeine Zeitung und anderen Zeitungen. 

 

Verwandt 

AUFBAU EINER GERECHTEN WELTORDNUNG 

28. September 2021 Mit 13 Kommentaren 

DIE MENSCHENRECHTSINDUSTRIE 

31. Mai 2023 Mit 3 Kommentaren 

NICARAGUA: Eine Geschichte der US-Intervention & Widerstand 

8. Januar 2023 Mit 7 Kommentaren“ 

 

Quelle: https://www.claritypress.com/product/countering-mainstream-narratives-fake-news-fake-law-fake-

freedomcountering-the-mainstream-narratives-fake-news-fake-law-fake-freedom/ 
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Erinnern 

 

Die Ansiedlung der Dondeutschen im 19. Jahrhundert: Klimatische und hydrographische Gegebenheiten 

 

Teil 5 

 

Die ersten deutschen Siedler „auf dem Mariupoler Plan“ kamen 1823 am Oberlauf der Berda aus Kolonien vom Gebiet der 

heutigen Ukraine, die nur unwesentlich älteren Datums waren, an. Vor allem kamen sie aus Chortica (auch: Chortitza; Ort-

schaft genannt nach der Insel im Dnjepr bei der Kreisstadt Aleksandrovsk – dem heutigen oft genannten Saporischschja) und 

von der Moločna (auch: Molotschna) (Nachtigal, S. 30). 

 

Zu diesen gesellten sich neue Siedler, insbesondere aus Westpreußen, aber auch aus Hessen und Baden; dies waren quasi die 

Nachzügler des von Alexander I. initiierten Plans der systematischen Besiedlung der nördlichen Küste des Schwarzen Meeres 

(Nachtigal, S. 30). Da die Anwerbung und Ansiedlung schon 1819 staatsseitig eingestellt wurden, ist davon auszugehen, daß 

der Anteil der Neusiedler hier gering war, auch wenn noch 

„ein Rinnsal von weiteren Zuzüglern in den Süden des europäischen Rußlands, insbesondere von Deutschen, hielt aber 

bis  in die Zeit Alexanders II. an. Das gilt auch für die erste im Kreis Mariupol siedelnde Kolonistengeneration, die bis 

1838 von Neueinwanderern aus Deutschland Zuzug erhielt“ (Nachtigal, S. 30). 

Auf staatlichem Neuland war die erste Ansiedlung zwischen 1823 und 1825 geplant. Einen lesenswerten Überblick der Neuan-
siedlung bis in die 1850er gibt das quellenbasierte Werk von Jakob Stach: 

„die Anfangsjahre in der baumarmen und öden Steppenlandschaft waren gekennzeichnet von Mühsal und Rückschlä-

gen. Trockenheit und Viehseuchen erschwerten eine erfolgreiche Tierhaltung, Heuschrecken vernichteten ganze Ern-

ten, Krankheiten und Mißernten bzw. Hunger dezimierten die Kolonistenfamilien“ (Nachtigal, S. 30). 

Der erste Seelsorger, Pastor Gottlieb Friedrich Föll, traf im Januar 1826 in Grunau, dem Zentrum des gleichnamigen volost‘ ein. 
Im gleichen Jahr wurde nach der Ernte mit dem Bau eines Gebetshause begonnen; es wird berichtet, daß zu dieser Zeit die 
Kolonie 2 300 Seelen in 13 Dörfern umfaßte. 
 
Juli 1831 übernahm Christian Eduard Holtfreter (1806 – 74), der in Dorpat, dem heutigen Tartu in Estland, studiert hatte, das 
Pastorenamt. Während seiner Amtszeit erhielt die Kolonie Zuzug vor allem aus dem Gouvernement Černigov; fünf Jahre später 
auch aus „den Separatisten-Gemeinden“ am Berda-Fluß, der im sogenannten Asowschen Hochland entspringt und ins Asow-
sche Meer fließt. Daraus ist ersichtlich, daß in der Kolonie die Protestanten vorherrschten, was aus einer Erhebung im Jahre 
1837 hervorgeht, danach lebten in den nun 16 Dörfern 1 911 männliche und 1 813 weibliche Protestanten; dem standen nur 
28 Katholiken und 38 Katholikinnen gegenüber (Nachtigal, S. 30). 
 
Die ersten Siedler benötigten 
etwa 15 Jahre, um sich, mit dem 
Beistand des Pastors und der 
Errichtung von Schulen, einiger-
maßen in der neuen Umgebung 
zurecht zu finden und auch ent-
sprechend zu wachsen 
(Nachtigal, S. 30). 
 
In der Anpflanzung von Bäumen 
sieht Stach „seit der Errichtung 
des Grunauer Gemeindegartens 
im Jahre 1872“ eine der Voraus-
setzungen für die Hebung der 
Lebensqualität in der neuen 
Heimat (Nachtigal, 32). Bereits 
in den Anfängen wurde die Drei-
feldwirtschaft (Brache, Sommer- 
und Wintergetreide) eingeführt: 
Der Getreideanbau verdrängte 
allmählich die hier noch vor-
herrschende Weidetierzucht.  
 
Fortsetzung auf S. 14 
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Fortsetzung von S. 13 

Den Mühen entsprechend stiegen die Erträge des schon an sich sehr fruchtbaren Bodens des Dongebietes. Der eingeführte 
Obstanbau führte nicht nur zu einem zusätzlichen Einkommen, sondern veränderte auch die Ernährungs- und Lebensgewohn-
heiten der deutschen Siedler. Bemerkenswert ist, daß die Siedler vor nun mehr als 200 Jahren Antworten auf Fragen des nach-
haltigen Wirtschaftens hatten und das ohne Hochleistungsrechner und den KI-Errungenschaften . . . 
 
An anderer Stelle wird berichtet, daß die russische Regierung den Ausbau der Forstwirtschaft – ein halbes Desj Wald pro Haus-
wirtschaft – vorschrieb. Allerdings scheint der Holzschlag lediglich dem Eigenbedarf gedient zu haben, denn der Holzverkauf in 
andere Rayons war verboten (Nachtigal, S. 32). 
 
Hier lohnt es sich, in einem Einschub auf die besonderen klimatischen und Bodenverhältnisse der Region einzugehen. In sei-
nem Standardwerk Die Deutschen Kolonien in Südrußland (das Buch hat der Historische Forschungsverein der Deutschen aus 
Russland e. V. im Jahr 2000 neu aufgelegt), erstmals 1905 in Odessa erschienen, geht der katholische Pfarrer Konrad Keller auf 
die klimatischen und hydrographischen Gegebenheiten der Region ein: Auch wenn Kellers Werk speziell die katholischen Kolo-
nien westlich des Dnjepr behandelt, geht der Autor auf die allgemeinen vorgefundenen Bedingungen in Neurußland ein.. 
 
Da die Neuauflage von Kellers Schrift relativ leicht zu beschaffen ist, werden hier nur einige prägnante Auszüge gebracht. 
 
Unter der Zusammenfassung des Flußsystems des Asowschen Meeres schreibt Keller: 

„Der Don, bei die Alten Tainis, entsteht aus dem Iwanowkoje Osero Gouvernement Tula, fließt durch die Gouv. Tula, 
Rjäsan, Tambow, Orel, Woronesch und die Oblast der Donischen Kosaken. Bis Woronesch, wo er schiffbar wird, fließt er 

südlich, durchbricht die südrussische Steppenplatte, nähert sich bis auf 50 Werst der Wolga [ . . . ]. Der Don hat keine 

Wasserfälle und Stromschnellen, aber am unteren Lauf viele seichte Stellen, Sandbänke und kleine Inseln, ist oft bis 360 

Meter breit und sehr fischreich. Zur Zeit der Schneeschmelze tritt der Fluss oft meilenweit über seine Ufer, und über-

schwemmt weite Landstrecken“ (Keller, S. 37f.). 

Unter der Rubrik Bodenbeschaffenheit in Südrußland Keller im Anschluß: 

„Der große Länderraum vom Dniester bis zum Don ist größtenteils eben, nur von den oben genannten Flüssen [Bug, 
Dnieper (Dnjepr)] durchrissen, wird gewöhnlich die südrussische Steppe genannt. [ . . . ]. Eine andere Hügelkette der 

Karpathen zieht über das nordwestliche Bessarabien und geht bei Bender schon zu der Ebene über. Diese unabsehbare, 

oft einförmige Steppe scheint auf den ersten Blick eine arme, baumlose, öde, unfruchtbare Hungersteppe zu sein. Aber 

das ist nur Täuschung. Denn diese Steppe birgt einen theuren, ergiebigen, beinahe für alle Getreidearten fruchtbaren 

Boden, die sogenannte Schwarzerde (tschernozem). Über die Entstehung der Schwarzerde, Humus genannt, ist schon 

viel gestritten und geschrieben worden“ (Keller, S. 38). 

Diese Schwarzerde war und ist die Voraussetzung für eine immer steigende Getreideproduktion: Bereits in der zweiten Hälfte 
des 19. Jahrhunderts stieg der russische Getreideexport nach Westeuropa und in die Levante. Südrußland, heute die Ukraine 
weckte als Kornkammer Europas entsprechend die Begehrlichkeiten der Mittelmächte im Ersten Weltkrieg. Nachdem Keller auf 
die seinerzeitigen Analysen eingeht, schreibt er: 

„Die Schwarzerde ist gewöhnlich 2 - 5 Fuß dick auch manchmal in den Tälern bis 15 Fuß. Man nimmt an, daß die 

Schwarzerde den dritten Teil des europäischen Rußlands einnimmt – also 87 Millionen Dessätin. Die Region der 

Schwarzerde dehnt sich über 22 Gouvernements aus. Die nördliche Grenze der Schwarzerde beginnt im Westen unter 

dem 51° nord. Breitg. [ . . . ]. Die südliche Grenze beginnt in Bessarabien unter den 47° R. B. und zieht über Odessa, 

Cherson, längst dem Asowschen Meere und Don bis Zarizin, dann an der Wolga, ohne deren Ufer zu berühren aufwärts 

bis Saratoff, dann östlich an den Fluß Igris bis nach Orenburg“ (Keller, S. 39). 

Bedingt wird diese schon sagenhafte Fruchtbarkeit der Schwarzerde durch den reichhaltigen Stickstoff sowie durch ihre lockere 
Konsistenz, die das Eindringen von Luft und Wasser erleichtert. Der hohe Sandgehalt und die schwarze Farbe ermöglichen die 
schnelle Erwärmung des Bodens sowie die Speicherung von Wasser: entsprechend eignet sie sich hervorragend für Getreide, 
weniger für die Kartoffeln, die wegen der hohen Feuchtigkeit schnell faulen (Keller, S. 39). 
 
Konrad Keller geht in seiner Beschreibung der Schwarzerde weiter, spart dabei aber nicht auch an Kritik der deutschen Koloni-
sten: 

„Die Schwarzerde ist darum auch die beste Bodenart, weil sie seit undenklichen Zeiten eine wunderbare Fruchtbarkeit 

ohne alle Düngungsmittel besitzt. Wenn nur zur Zeit hinreichend Regen eintritt, so liefert sie stets eine reichliche Ernte. 

Den besten Beweis für diese Behauptung liefern die deutschen Kolonien im Süden mit ihrer hundertjährigen Erfahrung. 

Aber damit will ich nicht sagen, dass die Ertragfähigkeit der Schwarzerde durch gute Bearbeitung oder Düngung erhöht 

werden kann. Denn gerade jetzt – nach den verflossenen Jahren – ist es an der Zeit über die Verbesserung der Land-

wirtschaft der deutschen Kolonisten nachzudenken, und die nötigem Mittel zu ergreifen, um dem bevorstehenden 

Bankrott zu entgehen“ (Keller, S. 40). 

 

Fortsetzung auf S. 15 
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Fortsetzung von S. 14 

Südrußland ist durch die immense Ebene den Winden und 
Stürmen nach allen Seiten ausgesetzt, 

„so ist auch das Klima im Winter sehr rauh und 

im Sommer sehr schwül. Das Klima ist gemäßigt 

durch die Nähe des Meeres und das Thermome-
ter fällt im Winter selten 20° unter Null [ . . . ]. Der 

Frühling ist hier sehr kurz, denn oft ist die zweite 

Hälfte des Mai schon sehr heiß. Die entscheiden-

de Zeit für den Landwirt ist stets das Ende des 

Maimonats. Wenn es da genug regnet, rechnet er 

auf eine reichliche Ernte. 

Der Sommer zeichnet sich oft aus durch heftige 
Hitze, die alle Vegetation vernichtet und dem 

Landwirt großen Schaden verursacht [ . . . ] 

Auch glühende Südwinde und Hagel verderben 

oft die in Schönheit prangenden Saatfelder. 

Der Herbst ist in Südrußland die angenehmste 

Jahreszeit. Wenn auch manchmal der September 

in seiner zweiten Hälfte kalte Tage, heftige Stür-
me mit Regenschauer und Nebelwetter bringt, so 

ist der Oktober gewöhnlich warm, freundlich und 

angenehm . . .“ (Keller, S. 40). 

Nach diesen, etwa 80 Jahre nach der Ansiedlung aufge-
zeichneten Eindrücken wird im nächsten Teil auf die er-
sten Jahre der Grunauer Kolonie eingegangen. 
 
Literatur 
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(Fortsetzung folgt)  

 

Herbert Karl 

Weihnachten im Kessel 

 

Ihr werdet Weihnachten ohne mich feiern müssen und ich ohne Euch, weit entfernt in russischer 
Steppe und Einsamkeit. Mir werden keine Weihnachtsglocken läuten, aber in Gedanken werde ich 

dann doch bei Euch weilen, werde ich den Christbaum vor mir sehen – aber leider nur in Gedanken. 
Walte Gott, dass das die letzte Kriegs-Weihnachten sein wird [ . . . ]. 
Von Doris Simon 
26.11.2002 
 
Der Obergefreiter Erwin Guhl, weiß schon am 11. November, zehn Tage, bevor sich der Ring um 
Stalingrad schließt, dass er keinen Urlaub bekommen wird. Er wird am Januar 1943 vermisst gemel-
det. 

 
Weihnachten werdet Ihr nun wieder ohne den Papa feiern müssen. Ich hoffe, Ihr könnt das mit dank-
barem und dennoch frohen Herzen, denn zum Danken ist wahrhaftig viel Grund gegeben... 
 
...schreibt der Sanitätsunteroffizier Heinrich Kuck vor den Feiertagen an seine Familie. 
 
Die friedliche Welt hat nun ihren Krieg, da muss ich immer an mein unversehrtes Heimglück denken. 
Die Jungs sind in der Obhut ihrer tapferen Mutter, der Vater kann sie hier draußen vertreten. Es muss 

für Eltern schwer sein, den Sohn an der Front zu wissen. (...) Wohin der Krieg auch seine Bahn genom-
men hat, überall die gleiche Not der Frauen und Kinder. Man kann das nicht beschreiben und will es 
auch nicht [ . . . ]. 
 
Bild: Buchillustration 
Quelle: https://www.deutschlandfunk.de/weihnachten-im-kessel-100.html 
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Weihnachten 
 
Markt und Straßen stehn verlassen, 
still erleuchtet jedes Haus 
sinnend geh ich durch die Gassen, 
alles sieht so festlich aus. 
An den Fenstern haben Frauen 

buntes Spielzeug fromm geschmückt, 

Tausend Kindlein stehn und schauen, 

sind so wundervoll beglückt. 

 

Und ich wandre aus den Mauern 
bis hinaus ins weite Feld, 
hehres Glänzen, heil'ges Schauern! 
Wie so weit und still die Welt! 
Sterne hoch die Kreise schlingen, 
aus des Schnees Einsamkeit 
steigt's wie wunderbares Singen - 
O du gnadenreiche Zeit! 
 
Joseph von Eichendorff (1788 bis 

1857) 


